
Die CDU/SPD­Bundesregierung ist angetreten, die in 
Jahrzehnten von der Arbeiterbewegung erkämpften so­
zialen und demokratischen Errungenschaften zu schlei­
fen. Ein „Herbst der Reformen“ soll es werden. Damit 
wird der umfassendste Angriff auf die Bevölkerung unse­
res Landes seit dem Ende des 2. Weltkriegs umschrie­
ben. Es gibt nichts, was nicht zur Disposition steht: der 
8­Stundentag, die Gesundheitsvorsorge und ­versorgung, 
die Pflegeversicherung, die Familienmitversicherung, die 
Renten …. Gleichzeitig werden Polizei und Geheimdiens­
te weiter ausgebaut und mit weitreichenderen Befugnis­
sen versehen.

Kanonen statt Butter ...
Woran liegt es, wenn für die elementarsten Dinge unserer 
Gesellschaft, der Menschen angeblich kein Geld mehr da 
ist? Schuld sind nicht die Bürgergeldempfänger und auch 
nicht die Flüchtlinge, die in unser Land kommen. Diese 
Behauptungen sind ein plumper Versuch, die Gesell­
schaft zu spalten und von den wahren Ursachen abzu­
lenken. Es ist zum einen der unverschämte Reichtum 
einiger weniger. Die Zahl der Superreichen in Deutsch­

land mit einem Vermögen von mehr als 100 Mio. € 
wächst. Vor allem aber ist es die Hochrüstungspolitik der 
Bundesregierung, die den Staat in den Ruin treibt. Be­
schlossen wurde ein „Sondervermögen“ von 500 Mrd. für 
die Aufrüstung, und angeblich 500 Mrd. für die marode In­
frastruktur. Doch es geht ihnen nicht um Krankenhäuser 
oder Schulen und Universitäten. Viel mehr sollen marode 
Brücken oder Straßen für Militärtransporte kriegstüchtig 
gemacht werden. Kanonen statt Butter ­ das ist die Paro­
le. Die Bundesregierung bereitet ganz offen einen Krieg 
vor, und wir, die Bevöl­
kerung dieses Landes, 
sollen ihn bezahlen. 
Sie bereiten einen 
Krieg vor, und die Kin­
der aus der Arbeiter­
klasse sollen in den 
Schützengräben ster­
ben. Deshalb wollen 
sie auch die Wehr­
pflicht  wieder einfüh­
ren.
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Zusammenhänge aufzeigen und Widerstand 
aufbauen!
Gegenwehr gegen diesen Hochrüstungs­ und Kriegskurs 
ist dringend notwendig. Die Gewerkschaften müssen Teil 
des Widerstands gegen diesen Kriegskurs werden. Der 
DGB­Bundeskongress fasste dazu wichtige Beschlüsse. 
Diese müssen mit Leben gefüllt werden. Da ist es wenig 
hilfreich, wenn sich Gewerkschaftsspitzen beim Kanzler 
mit den Vertretern der Kapitalverbände zum gemeinsa­
men Kuschelkurs treffen, um darüber zu reden, wie der 
Sozialstaat abgebaut werden kann.
Viel wichtiger wäre es, jetzt die Menschen darüber aufzu­
klären, Unmut und Ängste aufzugreifen und gemeinsame 
Demonstrationen und Streikmaßnahmen der Gewerk­
schaften zusammen mit den Sozialverbänden und der 
Friedensbewegung zu organisieren.
Im Grundgesetz Artikel 20 Abs. 1 ist formuliert: „Die Bun­
desrepublik Deutschland ist ein demokratischer und so­
zialer Bundesstaat.“ Weiter heißt es dann im Abs. 4: 
„Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu be­
seitigen, haben alle Deutschen das Recht zum Wider­
stand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.“
Die Pläne der Bundesregierung sind ein massiver Angriff 
auf den Sozialstaat und damit auf die verfassungsmäßige 
Ordnung. So wird die Rechtsentwicklung weiter vorange­
trieben. 

Soziale Perspektiven statt Kriegswirtschaft
Die Finanznot der Kommunen oder die existenziellen Nö­
te der werktätigen Bevölkerung haben die Herrschenden 
noch nie interessiert. Wenn aber ­ wie jetzt ­ das Wirt­
schaftswachstum rückläufig ist, ihre Milliarden­Gewinne 
durch aufsteigende Länder wie China bedroht sind, und 
ihre ökonomische Vormachtstellung infrage gestellt wird, 
dann scheint die Kriegswirtschaft der rettende Anker zu 
sein. August Pradetto, emeritierter Professor der Bundes­
wehr­Universität in Hamburg, schätzt ein: „[...] Russland 
hat überhaupt keine Kapazitäten, um ein NATO­Land an­
zugreifen. [...] Der gegenwärtige Panikmodus und der 
Überbietungswettbewerb in Fragen der Aufrüstung ist völ­

lig verfehlt. [...] Das Dümmste, das wir machen können, 
ist, uns selbst totzurüsten.“ Jetzt sollen aber jährlich Mil­ 
liardensummen in der Größenordnung des halben Bun­
deshaushalts in Aufrüstung und Militär investiert werden. 
Eine Studie der Universität Mannheim zeigt auf, dass In­
vestitionen im Bildungsbereich im Gegensatz zu Militär­
ausgaben volkswirtschaftlich um ein Vielfaches sinnvoller 
wären. Investitionen in Rüstung generieren keinen volks­
wirtschaftlichen Mehrwert, sind letztlich unproduktiv. Ihre 
Rechnung geht nur auf, wenn das militärische  Potenzial 
auch genutzt wird, um Konkurrenten unter Druck zu set­
zen bis hin zum Krieg. Den Preis dafür werden wir alle 
zahlen, wenn wir diejenigen, die in aller Öffentlichkeit den 
nächsten Krieg vorbereiten, nicht aufhalten. Wir sollten ih­
nen einen Strich durch die Rechnung machen.

Friedrich Merz: Hochrüstung statt Sozialstaat
Regierungserklärung 14.05.2025: „Die Bundesregierung 
wird zukünftig alle finanziellen Mittel zur Verfügung 
stellen, die die Bundeswehr braucht, um konventionell 
zur stärksten Armee Europas zu werden.“
Pressekonferenz 05.03.2025: Es „muss jetzt auch für 
unsere Verteidigung gelten: Whatever it takes“.
CDU­Landesparteitag Niedersachsen 03.08.2025: „Der 
Sozialstaat, wie wir ihn heute haben, ist mit dem, was 
wir volkswirtschaftlich leisten, nicht mehr finanzierbar."


